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Vergabewesen, Baurecht und Produktverwen-
dung in Österreich 

 
1 Vergabe 
Das Europäische Vergaberecht ist in Österreich auf der Grundlage von Baukoordinierungs-
richtlinie, Lieferkoordinierungsrichtlinie, Dienstleistungsrichtlinie und Sektorenrichtlinie voll 
umgesetzt. 

Zudem gelten die Grundrechte nach einem Mindestmaß an Transparenz, das Diskriminie-
rungsverbot und die Einhaltung der Grundfreiheiten der EU auch für alle nicht geregelten 
Vergaben. Es besteht das absolute Gebot zur Richtlinien konformen Interpretation bei allen 
Vergabefragen.  
Umgesetzt wurden die EU-Regelungen in einem nationalen Vergabegesetz, das in der  
aktuellen Fassung vom 31.Jänner 2006 für Bund, Länder, Gemeinden, Gemeindeverbän-
den, nicht gewerbliche Einrichtungen mit Allgemeininteresse udgl. bindend ist. 

Der sachliche Anwendungsbereich umfasst 

- Lieferaufträgen 

- Bauaufträge 

- Baukonzessionsaufträge 

- Dienstleistungsaufträge 

- Dienstleistungskonzessionen  

- Wettbewerbe 

Das mit 1.2.2006 neu kodifizierte Bundesvergabegesetz 2006 hat zu wichtigen Änderungen 
geführt, hervorzuheben sind u.a.: 

- Änderung der Schwellenwerte  

- Neue Vergabeverfahren (dynamisches Beschaffungssystem, wettbewerblicher Dia-
log) 

- Verkürzung der Angebotsfristen bei Nutzung elektronischer Medien 

- Bekämpfung des Widerrufs und unzulässiger Direktvergabe 

- Parteifähigkeit von Arbeits- und Bietergemeinschaften im Rechtsschutzverfahren 

- verschärfte Präklusionsfristen  
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Die Änderung der Schwellenwerte stellt sich wie folgt dar:  
 
Tabelle 1: Die genannten Beträge verstehen sich als geschätzter Auftragswert ohne Umsatzsteuer 
bzw. die Summe der Preisgelder und Zahlungen an TeilnehmerInnen ohne Umsatzsteuer. 
 

Dienstleistungsaufträge und Wettbewerbe  in EURO  

zentrale öffentliche Auftraggeber 137.000 

Sonstige  211.000 

im Bereich Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung  422.000 

 

Lieferaufträge  in EURO 

zentrale öffentliche Auftraggeber (BMLV eingeschränkt)  137.000 

Sonstige  211.000 

im Bereich Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung  422.000 

 

Bauaufträge  in EURO  

zentrale öffentliche Auftraggeber und Sonstige 5.278.000 

im Bereich Wasser -, Energie- und Verkehrsversorgung 5.278.000 

 
Struktur des Vergabegesetzes 
 
Insgesamt orientiert sich der Gesetzestext am Verfahrensablauf und besteht aus fünf    Tei-
len: 

- Regelungsgegenstand, Begriffsbestimmungen 

- Vergabeverfahren für öffentliche Auftraggeber 

- Vergabeverfahren für Sektorenauftraggeber 

- Rechtsschutz 

- Außerstaatliche Kontrolle, Zivilrechtliche Bestimmungen, Schlussbestimmungen 

Grundsätzlich gelten gleiche Regelungen für Oberschwellenbereich und Unterschwellenbe-
reich, wobei der Unterschwellenbereich einzelnen Ausnahmen und mehr Vergabeverfahren 
kennt.  
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Inhalte des Vergabegesetzes 
Die Inhalte entsprechen den aktuellen europäischen Vergaberichtlinien.  

Dazu zählen beispielsweise: 

- Neue Verfahrensarten 
Das österreichische BVergG ermöglicht alle neuen Verfahrensarten der europäi-
schen Vergaberichtlinien. Diese liegen insbesondere im Bereich der elektronischen 
Beschaffung, wie z.B. elektronische Auktion, dynamische Beschaffungssysteme. Die 
bisherige EU-Procurement VO wird Teil des neuen Gesetzes. 

Die europäische Neuerung des Wettbewerblichen Dialogs wurde übernommen. Ob damit 
eine Realiserung von komplexen PPP-Modellen sein wird, scheint fraglich.  

- Nicht-prioritäre Dienstleistungen 
Es obliegt dem Auftraggeber selbst, welches Vergabeverfahren gemäß BVergG ge-
wählt wird. Das Verfahren ist aber auf den Wert und den Gegenstand des Auftrages 
abzustellen, um ein angemessener Grad von Öffentlichkeit muss gewährleistet sein. 
Der vergaberechtliche Rechtschutz ist auch für nicht-prioritäre Dienstleistungen er-
halten. 

- Alternativ- und Nebenangebote 
Die in der Vergangenheit offene Ausrichtung des österreichischen Vergaberechts für 
Alternativangebote wurde aufgegeben. Zukünftig soll der Auftraggeber selbst ent-
scheiden können, wann er Alternativangebote zulässt und wann nicht. Werden sie 
zugelassen, sind jedoch auch Mindestanforderungen festzulegen. 

Die neue Form der Nebenangebote ermöglicht geringfügige Abweichungen von der Amts-
variante bei Verfahren nach dem Billigstbieterprinzip. Diese müssen ebenfalls explizit vom 
Auftraggeber zugelassen werden, es sind jedoch keine Mindestanforderungen festzulegen. 

- Subvergabe 
Einschränkungen der Subvergabe sind nicht mehr möglich. Subunternehmen kön-
nen zukünftig auch die wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit substituieren 
können. 

- Anfechtbare Entscheidungen 
Das System der anfechtbaren Entscheidungen wird grundsätzlich beibehalten. Die 
Anfechtmöglichkeit des Widerrufs (Einführung einer Stillhaltefrist) und des Ausschei-
den kommen neu hinzu. 

- Technische Spezifikationen 
Im Zusammenhang mit den technischen Spezifikationen können auch Produktions-
prozesse und –methoden in den Ausschreibungsunterlagen vorgegeben werden. Ob 
dies zur Integration von sozialen bzw. ökologischen Aspekten im Vergabeprozess 
führt wird sich zeigen. 

- Fristen 
Der derzeitige Fristendschungel wird vereinfacht werden. Bei der Anwendung von 
elektronischen Medien können maßgebliche Verkürzungen in Anspruch genommen 
werden. 

- Unterschwellenbereich 
Im Unterschwellenbereich ist das Verhandlungsverfahren mit Bekanntmachung für 
Lieferungen/Dienstleistungen ohne Wertbeschränkung möglich. Dabei sind verein-
fachte Eignungsprüfverfahren möglich werden.  
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2 Baurecht 
Das Baurecht fällt nach Artikel 15 Abs 1 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) in den selb-
ständigen Wirkungsbereich der Länder.  
Dabei wird das Baurecht überwiegend durch die Gemeinden und damit vom jeweiligen Bür-
germeister vollzogen.  
Derzeit bestehen unterschiedliche Bauordnungen in den 9 Bundesländern die insbesondere 
auf die Errichtung, Änderung, Erhaltung und die Beseitigung (Abbruch) von „Bauwerken“ 
Anwendung finden. 
In den vergangenen Jahren wurden bundeseinheitliche technische Bauvorschriften erarbei-
tet, die aber noch nicht umgesetzt sind. 
Der vorliegende Vorschlag ist nach der Bauprodukterichtlinie mit den wesentlichen Anforde-
rungen an Bauprodukte und damit auch an Gebäude in ein Basisdokument mit 6 Richtlinien 
gegliedert. 
  
Die Bauordnungen der Länder regeln zB Fragen rund um das Bauland, die Verfahrensvor-
schriften oder die Bauführung. 
Insbesondere sind das Frage wo gebaut werden darf, was wiederum durch verschiedene, 
hierarchisch gegliederte Rechtsakte wie Flächenwidmungsplan, Bebauungsplan, etc. er-
folgt. Es werden in diesen Rechtsakten Festlegungen über die Art der Bebauung (Bauhöhe 
angegeben in Bauklassen), Bebauungsdichte, Straßenfluchtlinien, Baufluchtlinien oder die 
äußere Gestaltung der Baulichkeiten getroffen.  
Zudem regelt das Baurecht mögliche Anliegerleistungen die Forderungen an Eigentümer 
von im Bauland gelegenen Grundstücken wie Grundabtretung zB für die Errichtung öffentli-
cher Verkehrsflächen (für zB Gehsteig, Straßenbeleuchtung, Fahrbahnherstellung, …) oder 
einen Aufschließungsbeitrag udgl. darstellen.  
In diesem Bereich regeln die einzelnen Bauordnungen sehr unterschiedlich.  
 
Die so genannte „Bauführung“ beschreibt die Art des Bauvorhabens. 
Dabei ergeben sich je nachdem ob ein bewilligungspflichtiges, anzeigepflichtiges, freies 
Bauvorhaben vorliegt unterschiedliche Konsequenzen. 
Insbesondere in Bezug auf die Frage ob eine Bauverhandlung erforderlich ist und ob eine 
Schlusskollaudierung stattfinden muss.  
 
Weiters befinden sich in den Bauordnungen Regeln über technische Bauvorschriften oder 
die Überwachung durch eine gegenüber der Behörde verantwortliche Bauführung (Bauauf-
sicht).  
Die regeln betreffend den Pflichten der Baupolizei betreffen  Fragen der Überwachung des 
Bauzustandes, die Erhaltungspflicht, die Räumung oder den Abbruch von Gebäuden (Bau-
werken). 
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3 Bauprodukte-Kennzeichnung Verwendung von Bauprodukten 

 

3.1 Europäische Regelung  
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3.2 Nationale Regelung  
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4 Sonstige Bauprodukte – Bauprodukte untergeordneter  
Bedeutung 
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5 Verantwortung der Ausführenden Unternehmen 

 

 


